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Hilflos und 
zerstritten 
Am 3. Februar hatte das SPD/FDP-Bundeska- 
mnett sein sogenanntes „Beschäftigungspro- 
gramm'4 beschlossen und Schmidt die schein- 
neiijge Vertrauensfrage gestellt. Die Arbeits- 
•osenzahlen erreichten die Zwei-Millionen- 
jjrenze. Eile war geboten. Doch erst am 3. 
März, also vier Wochen später, will die Regie- 
rur»g ihre nebulösen Ankündigungen in Geset- 
2estexten vorlegen. 
Mlt großem Theaterdonner wurde alles angekündigt. 

acn dem jetzt von der Regierung entworfenen Zeit- 
Plan werden sich Bundestag und Bundesrat abschlie- 
end mit diesen wichtigen Gesetzen erst Ende April, 

Anfang Mai beschäftigen können. Schon allein aus 
d'esem Vorgang kann man ermessen, wie schlampig 
hler gearbeitet wird, stellt Helmut Kohl fest. 
Während die Koalitionsparteien weiterhin mit- und 
Übereinander heftig streiten, immer wieder andere 

°rschläge vorlegen, liegt der Maßnahmen-Katalog 
er Union „Arbeit für alle durch Soziale Marktwirt- 

schaft" auf dem Tisch (Wortlaut UiD 5/82). 

/• der Sicherheitspolitik sieht es nicht anders aus. 
as in der SPD vorgeht, ist gespenstisch, erklärte 

er Parlamentarische Geschäftsführer der Bundes- 
a9sfraktion, Philipp Jenninger. Während führende 
^erikanische   Politiker   am   Wochenende   erneut 

u*lich machten, in welchem Ausmaß das deutsch- 
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(Fortsetzung von Seite 1) 
amerikanische Verhältnis inzwischen von 
Irritationen, Unsicherheit und Mißtrauen 
gekennzeichnet ist, wächst auf SPD-Be- 
zirksparteitagen der Antiamerikanismus. 

Bereits zehn der 22 SPD-Bezirke haben 
sich gegen den NATO-Nachrüstungsbe- 
schluß ausgesprochen und Schmidt die 
Gefolgschaft verweigert, nur acht sind mit 
Einschränkungen dafür, fünf warten noch 
ab. Es wird Zeit, daß die SPD in die Oppo- 
sition geht; denn sie ist in der Wirtschafts- 
und Finanzpolitik, in der Verteidigungs- 
und Sicherheitspolitik gleichermaßen ge- 
lähmt und handlungsunfähig. 

Was sagt eigentlich 
die FDP dazu? 
Der Leitantrag zur Wirtschafts- und Be- 
schäftigungspolitik, den der SPD-Vor- 
stand beschlossen hat, umschreibt zwar 
die wirtschaftspolitischen Felder, in de- 
nen mehr Investitionen notwendig sind, 
verfehlt aber die eigentliche Ursache für 
die zunehmende Arbeitslosigkeit, näm- 
lich die zu hohe Kostenbelastung der 
deutschen Unternehmen vor allem durch 
Zinsen und Steuern, erklärte Heiner 
Geißler. 
Die SPD geht an der Tatsache vorbei, daß 
die notwendige Verbesserung des Investi- 
tionsklimas unabdingbar voraussetzt, daß 
der Haushalt wieder in Ordnung gebracht 
wird. Steuererhöhungen und eine Erhö- 
hung der Staatsverschuldung können da- 
für nicht in Frage kommen, da der Staats- 
anteil am Bruttosozialprodukt ohnehin 
schon zu hoch ist. 
Die mangelnde Fähigkeit der Sozialdemo- 
kraten, volkswirtschaftliche Zusammen- 
hänge zu erkennen, beweist die von der 
SPD aufgestellte Behauptung, daß die 
ökonomischen Grenzen für weitere Kre- 
ditaufnahmen noch nicht erreicht seien. 
Wer, wie die Sozialdemokraten, einer wei- 

teren Erhöhung der staatlichen Kreditauf- 
nahmen das Wort redet, treibt die Zinsen 
in die Höhe, heizt die Inflation an und pro- 
duziert daher mittelfristig zusätzliche Ar- 
beitslosigkeit. Mit den Finanzierungsvor- 
schlägen ihres Programms beweisen die 
Sozialdemokraten zum wiederholten Male, 
daß sie mit Geld nicht umgehen können, 
etwas vornehmer ausgedrückt, daß sie 
von der Finanzpolitik nichts verstehen und 
offenbar nicht bereit sind, aus den schwe- 
ren Fehlern der jüngsten Vergangenheit 
zu lernen. 
Die CDU fordert die FDP auf, zu den Vor- 
schlägen ihres Koalitionspartners Stel- 
lung zu nehmen, die in zentralen Punkten 
der erklärten Regierungspolitik der 
SPD/FDP-Koalition und auch der Regie- 
rungserklärung des Bundeskanzlers so- 
wie den jüngsten Beschlüssen des Kabi- 
netts widersprechen. 

Gefahr für die Wälder 
Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion hat ei- 
ne Kleine Anfrage zu dem Problem der 
verheerenden Schneebruchschäden in 
den Wäldern eingebracht. Hierzu erklärte 
der Vorsitzende der Arbeitsgruppe Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Ignaz 
Kiechle, u. a., die Aufräumung und Wie- 
deraufforstung der Schadflächen sei 
schnellstens geboten, um Folgeschäden 
für die betroffenen Waldbestände zu ver- 
meiden. Dies sei auch wegen der Gefahr 
der Verbreitung von Schädlingen ökolo- 
gisch dringend notwendig. Die Bundesre- 
gierung habe bisher Fragen nach einer 
entsprechenden Hilfestellung auswei- 
chend beantwortet. Die CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion halte es für sinnvoll, diese 
Problematik lediglich in einem Fachaus- 
schuß des Bundestages zu behandeln- 
Die Öffentlichkeit habe Anspruch darauf, 
über das Geschehen unterrichtet zu wer- 
den. 
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Aufruf zu den Bundes-Personalratswahlen 1982 
Vom 1. März bis 31. Mai 1982 finden die Bundes-Personalratswahlen statt. 
Die CDA fordert alle Arbeitnehmer im öffentlichen Dienst auf, die in den Geltungs- 
bereich des Bundespersonal-Vertretungsgesetzes fallen, ihr aktives Wahlrecht 
auszuüben. 

Gerade in einer Zeit schwieriger Probleme, die auch vor dem öffentlichen Dienst 
n|cht haltmachen, ist es notwendig, daß die Arbeitnehmer im öffentlichen Dienst 
starke Personalräte wählen. Deshalb fordern wir die Arbeitnehmer auf: 

«Wählt gute Personalräte" 
personalräte sind nur stark mit starken Gewerkschaften. 

Wir erwarten von den Gewerkschaften, daß sie den christlich-sozialen Kollegin- 
nen und Kollegen eine faire Chance geben. Wir wissen, daß unsere christlich-so- 
zialen Kolleginnen und Kollegen ihrer Verantwortung gerecht werden wollen und 
sich für die Wahl in die Personalräte zur Verfügung stellen. 
D'e öffentlichen Arbeitgeber im Geltungsbereich des Bundespersonal-Vertre- 
Un9sgesetzes fordern wir auf, auf allen Ebenen reibungslose Personalratswahlen 

sicherzustellen. Wir verurteilen jegliche Behinderung. 

Bundesvorstand der Sozialausschüsse 
der Christlich-Demokratischen Arbeitnehmerschaft (CDA) 

*u[ Kosten der sozial 
Schwachen 

runlnßHiCh d6r Absicht der Bur,desregie- 
schi lm 2" Haushaltsstrukturgesetz be- 
ten .sene 1 "Prozent-Kürzung der Beam- 
hatri ab 1- Marz 1982 auszusetzen, 
9es Haushaltsausschuß des Bundesta- 
gef 

e'nstimmig die Bundesregierung auf- 
fest» K' an der geltenden Rechtslage 
Hj 

t2Una'ten und danach zu verfahren. 

stat?U -rklärte der CDU/CSU-Berichter- 
Hau«fh i das Bundesinnenministerium im 

(Main \tSaUSSChuß' Johannes Gerster 
Bund2 Die Bundesregierung ist dem 
sie vftta9 'n den Rücken gefallen, indem 
K|Un°.r dem Drück des ÖTV-Vorsitzenden 

des o    
ln die Knie gjngund einen Teil 

haitsstrade 6rSt in Kraft getretenen Haus- 
ßer K

Iru|<turgesetzes wieder voreilig au- 
aft setzen wollte. Gegenüber den 

Bediensteten der öffentlichen Hand also 
wurde sie weich, während sie die Kürzung 
der Taschengelder für sozial Schwache in 
Altersheimen bestehen läßt. Dadurch 
zeigte sich die Bundesregierung erpreß- 
bar gegenüber den Starken und unnach- 
giebig gegenüber den Schwachen in der 
Gesellschaft. Diese Ungerechtigkeiten 
konnte das Parlament nicht hinnehmen. 

Für eine Forschungsprämie 
Die Einführung einer Forschungsprämie 
nach dem Muster der Bausparprämie reg- 
te der Vorsitzende der vom Bundes- 
fachausschuß Wirtschaft der CDU neuge- 
gründeten Kommission Forschung, Tech- 
nologie und Innovation, Christian Lenzer, 
an, um damit „größere Kapitalien" für For- 
schungs- und Entwicklungsinvestitionen 
bereitzustellen. 
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Was wäre, wenn 
Die gegenwärtige Politik der SPD/FDP-Regierung bietet Anlässe genug, einmal dar- 

über nachzudenken, was wäre, wenn nicht SPD und FDP, sondern CDU und CSU 
die in den vergangenen zwölf Jahren gemachten Fehler zu verantworten hätten: Eine 
vernichtende Bilanz der Regierungspolitik zieht MdB Hermann Kroll-Schlüter, Vorsitzen- 
der der Arbeitsgruppe Jugend, Familie und Gesundheit der CDU/CSU-Bundestagsfrak- 
tion. 
• Was wäre, wenn die CDU/CSU für 1 949 754 Arbeitslose verantwortlich wäre? 
• Was wäre, wenn die CDU/CSU 165 336 jugendliche Arbeitslose unter 20 Jahren (7,6 

Prozent) auf dem Gewissen hätte? 
• Was wäre, wenn unter einer CDU/CSU-Regierung die höchste Verschuldung in der 

Geschichte des deutschen Volkes erreicht worden wäre? 
• Was wäre, wenn eine CDU/CSU-Regierung das Scheitern fast aller wichtigen Jugend- 

gesetze erklären müßte? 
• Was wäre, wenn die CDU/CSU ständig die Steuerschraube andrehen, Mineralöl-- 

Verbrauchs- und Mehrwertsteuer regelmäßig erhöhen würde? 
• Was wäre, wenn die CDU/CSU bei außenpolitischen Problemen — wie zum Beispie' 

der Polen-Krise — eine so schwache Position beziehen würde? 
• Und was wäre wohl, wenn ein CDU-Bundeskanzler Herbert Wehner oder Helmut 

Schmidt nach ihren wirtschafts-, finanz- und gesellschaftspolitischen Alternativen 

fragen würde? 
Eines ist jedenfalls sicher: Gegen alle aufgeführten Fehler - die Liste ist längst nocn 
nicht vollständig — auf das Konto der CDU/CSU, würde die SPD mit Sicherheit ähnlicn 
heftig reagieren wie im Wahlkampf 1969. Damals hieß es zum Beispiel in einer Anzeige 

der SPD: „Führende Wirtschaftspolitiker der CDU halten 600 000 Arbeitslose für ein« 
normale Erscheinung in der Wirtschaft. Wir halten das nicht für normal. Denn dann wä- 
ren wir ja da, wo wir vor zwei Jahren waren. In der Krise. Wer so denkt, hat keinen Bl'c 

für die Wirklichkeit." 
600 000 Arbeitslose — eine Krise! 1 949 754 Arbeitslose — eine Katastrophe! Fehle 
über Fehler kennzeichnen die Politik der SDP/FDP-Regierung. Dennoch behauptet He' 
mut Schmidt: „Wir brauchen nicht eine Wende, was wir brauchen ist, Festhalten an de^ 
Kurs, den wir "bisher mit so großem Erfolg gesteuert haben." Erfolg? Ob ihm das d' 
deutschen Bürger heute noch glauben werden? 

Strauß: Gefahr eines Krieges 
gleich Null 
Die Gefahr eines Krieges ist aller Wahr- 
scheinlichkeit nach gleich Null, erklärte 
Franz Josef Strauß zur Eröffnung der VII. 
Bundesversammlung der Sudetendeut- 
schen Landsmannschaft in München. An- 
gesichts   der   Anhäufung   mörderischer 

Waffensysteme   hätte   eine   kriegeriscn 
Auseinandersetzung „apokalyptisch 
Ausmaße".  Die  Zeit,  mit  dem  Schwen 
oder auf dem Schlachtfeld Entscheidun- 
gen  zu  erringen,  sei  vorbei.  Änderung 
werde es nur durch Veränderung der s 
zio-ökonomischen   Gesellschaftssystem 
geben. Dies gelte auch für die Entwic 
lung in Polen. 



UiD 6 • 18 Februar 1982 • Seite 5 

ABRÜSTUNG 

Moskaus Vorschläge zielen auf 
©inseitige Abrüstung des Westens 
2* sowjetischen Vorschläge für ei- 
J* schrittweise Abrüstung der Mit- 
««streckenwaffen soll offensichtlich 

u*
r.^genannten Friedensbewegung 

seh i?r wachsenden Anhänger- 
I cnaft einseitiger Rüstungsverzichte 
fl;

6rSpD Argumentationshilfe ge- 
Vftr   u ausgewogenen Abrüstungs- 
«rschläge des US-Präsidenten 

Bün28n ,lefern' die lm Atlantischen 
den        ab9esprochen wurden und 
Deut" aUCh die BundesraP"blik 
stim ?hland unelngescnrankt zuge- 

DsPnDU/CSU hält im Ge9ensatz zur 
sen v     mit der Bundesregierung an die- 

Politi uSChlägen fest' erklärt der außen" 
tionAi       Sprecher der Bundestagsfrak- 
schen \/,S Mertes (Gerolstein). Die sowjeti- 

torium     SChläge haben außer dem Mora_ 

Tielie 7Pr0jekt' das dem Westen die for" 
'«iqenh UStlmmurfg zur sowjetischen Über- 
prooa ' 2umutet' vier Pferdefüße, die 
1 M 9andistisch geschickt verpackt sind: 

Öst|jc^
au laßt die sowjetischen Waffen 

den p • Ural außerhalb der abzurüsten- 

den w3'6' Das heißt' die sowiet'- stärkp °rschla9e zementieren und ver- 
huna . H Fah'9keit Moskaus zur Bedro- 
2. M ErPressung Westeuropas. 
des QS.kau behauptet ein schon bestehen- 
streckl

eiChgewicht im Bereich der Mittel- 
s°Wieti nVIaffen-ln Wirkl'chkeit besteht ein 
rüstun' eS Uber9ewicr*. das durch Ab- 
werden  °der Nachrustun9 ausgeglichen 
6rhalten muß' Wenn der Friede in Freiheit 

werden  soll.  Die  sowjetischen 

Vorschläge erstreben Festschreibung des 
sowjetischen Übergewichts in Westeuro- 
pa. 
3. Moskau berechnet nur die Zahl der Trä- 
ger, nicht aber die strategisch ausschlag- 
gebenden atomaren Sprengköpfe. Das 
heißt die sowjetischen Vorschläge sind ei- 
ne Milchmädchenrechnung für sachun- 
kundige Zeitgenossen. 
4. Moskau zählt die englischen und fran- 
zösischen Waffen mit, weil es die Daten- 
basis der Verhandlungen auf Waffen aus- 
dehnen will, die in den Bereich der inter- 
national-strategischen Waffen und damit 
in den Verhandlungsrahmen für START 
gehörten, d. h. in die geplanten amerika- 
nisch-sowjetischen Gespräche über den 
Abbau interkontinentaler Waffen. Käme es 
bei Mitzählung der britischen und franzö- 
sischen Waffen bis 1990 zu dem von Mos- 
kau vorgeschlagenen Stand von 300 west- 
lichen Raketen in Europa, so wäre das für 
die verläßliche Sicherung des Friedens in 
Freiheit notwendige amerikanische Poten- 
tial so tief reduziert, daß die sowjetische 
Überlegenheit als Instrument erpresseri- 
scher Drohung garantiert wäre. 
Die sowjetischen Vorschläge sind der Ver- 
such, die USA, aber auch die Bundesre- 
gierung auf dem Umweg über die öffentli- 
che Meinung Westeuropas, insbesondere 
über die SPD, mit falschen oder irrefüh- 
renden Argumenten unter Druck zu set- 
zen, der eine einseitige Abrüstungslei- 
stung des Westens erzwingen soll, wäh- 
rend keine auch nur annähernd vergleich- 
bare Gegenleistung der Sowjetunion er- 
folgt. 
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C-WAFFEN 

Ziel der Union ist die 
weltweite und 
kontrollierte Abrüstung 
Zur Entscheidung Präsident Rea- 
gans über eine Modernisierung im 
Bereich chemischer Kampfstoffe er- 
klärte der Obmann der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion im Unteraus- 
schuß für Abrüstung und Rüstungs- 
kontrolle, MdB Jürgen Todenhöfer: 

Die CDU/CSU hat in den Jahren 1980 
und 1981 — in Weiterführung ihres 

ständigen Drängens auf eine völlige, welt- 
weite und überprüfbare Abrüstung der 
chemischen Waffen — mehrfach parla- 
mentarische Initiativen für eine überprüf- 
bare Null-Lösung der C-Waffen einge- 
bracht. Diese wurden auch von den Frak- 
tionen der SPD und FDP sowie von der 
Bundesregierung unterstützt. Die CDU/ 
CSU hat außerdem immer wieder auf die 
seit 13 Jahren anhaltende C-Waffen-Aufrü- 
stung der Sowjetunion und des War- 
schauer Pakts hingewiesen. Sie hat ferner 
auf die zahlreichen Berichte über den Ein- 
satz chemischer Waffen der Sowjetunion 
in Afghanistan, Laos und Kambodscha 
hingewiesen, deren Prüfung die Vollver- 
sammlung der UNO inzwischen gegen 
den Widerstand Moskaus und seiner 
Freunde beschlossen hat. 

Die Entscheidung Präsident Reagans zur 
Vorbereitung der Produktion zusätzlicher 
amerikanischer C-Waffen und ihrer Vor- 
ratshaltung in Amerika kommt, wie die 
Bundesregierung zu Recht betont, nicht 
überraschend. 1969 war die amerikani- 
sche Kampfstoffproduktion durch einen 
Beschluß   Präsident   Nixons   eingestellt 

worden. Nixons Rüstungsstopp war Teil 
der amerikanischen Politik, durch starke 
Zurückhaltung auf allen Gebieten der Rü- 
stung die Sowjetunion zu einem entspre- 
chend maßvollen Verhalten und parallelen 
Verzichten zu veranlassen. 

In den vergangenen 13 Jahren haben die 
USA und ihre Bündnispartner die Sowjet- 
union   zahllose   Male  aufgefordert,   ihre 
ständig anhaltende Aufrüstung im chemi- 
schen   Waffenbereich   einzustellen.   Der 
Westen,     auch     die     Bundesrepublik 
Deutschland, hat darüber hinaus immer 
wieder energische Anstrengungen unter- 
nommen, um zu einem weltweiten Verbot 
der Entwicklung, Herstellung und Lage' 
rung chemischer Waffen zu gelangen. 
Die vorn, Westen angestrebte weltweite 
kontrollierbare Abrüstung im Bereich che- 
mischer Waffen ist jedoch bisher am har- 
ten Widerstand der Sowjetunion geschei- 
tert. Die Sowjetunion beantwortete viel- 
mehr  den  Rüstungsstopp  der  USA irr 

chemischen Bereich im Gegenteil mit e' 
ner   gigantischen   chemischen   Hochru 
stung. Ihre Überlegenheit im chemische 
Bereich beträgt zur Zeit nach Angabe 
der Bundesregierung bereits mindester» 
10:1. Die Sowjetunion hat sich seit 196 

die Fähigkeit zur offensiven chemisch 
Kriegführung   im   großen   Maßstab   ve 

schafft. Dies gilt vor allem für die in Mitt0 

europa stationierten  sowjetischen TflJP 
pen und für die Truppen der National6 

Volksarmee der DDR. 
Die CDU/CSU fordert die Sowjetunion & 
Nachdruck auf, die Zeit bis zum Be9' 
der Produktion neuer chemischer Waff ., 
in den USA zu nutzen, um den Weg zu 
ner weltweiten und überprüfbaren ehe 
sehen Abrüstung freizumachen. Ziel 
Union   im   Bereich   chemischer   Wa^ 
bleibt die beiderseitige Null-Lösung-    . 
Union hat zur Erreichung dieser Nul''  \\ 
sung im Deutschen Bundestag mehn 
parlamentarische Initiativen ergriffen- 
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AUSBILDUNGSPLÄTZE 

Kein Anlaß zur Dramatisierung 

Jjrt dem Ausbildungsstellenmarkt 

run       keln Anlaß zur Dran»atlsle- 
tit2« Wenn9le|ch eine gewisse quan- 
'jative Verschlechterung nicht zu 
versehen ist, erklärte Dorothee 

Sü    ' Par|amentarische Geschäfts- 

fraktT'"der CDU/csu"Bundestags- 

^yenn der Bundesminister für Bildung 
d^ • und Wissenschaft diese Lage auf 
rna? Aüsbi'dungsstellenmarkt durch Dra- 
zen Ung in der öffentlicnke't auszunut- 
rui? 

Versucht, überbetriebliche Finanzie- 

nah9Smethoden und verstärkte Einfluß- 
PoHt

me des Staates auf die duale Bildung 
er d'SCh im GesPracn zu halten, so leistet 
Lös

amit in keiner Weise einen Beitrag zur 

Ausb'i9 d6r anstehenden Probleme für die 
ge 

Dlldung der geburtenstarken Jahrgän- 

198^ n®uen zur Ausbildungsplatzsituation 
enwu ekanntgewordenen Zahlen ist zu 

men, daß der für 1980 mit 4,2 Pro- 
er>tneh 

lenub
2u verzeichnende Ausbildungsstel- 

gan  
erhan9 auf 2,4 Prozent zurückge- 

nur hirt'St' D'ese Zahlen sP'e9eln jedoch 
denn 

die reale Entwick|ung wider; 
Weiter^

S werden den Arbeitsämtern bei 
Meldet |1ICht alle Ausbildun9sstellen ge- 
stiger R 9esamt laßt sich bei 'an9erfri- 
sich diPMbaChtUng sogar feststellen. daß 

bei Sch i ldequoten an die Arbeitsämter 
letzte« i gangem und Betrieben in d®n 

haben        en 2unehmend verschlechtert 

Auch d' 
friuß     'e bildungspolitische Gesamtlage 

stand ebhen  werden-   Das  Jahr   1981 
enso wie die vorangegangen un- 

ter dem Druck der Ausbildung der gebur- 
tenstarken Jahrgänge. Die Wirtschaft hat 
bisher diese gesellschaftspolitische  Be- 
währungsprobe hervorragend bestanden. 
So ist darauf zu verweisen, daß die Anzahl 
der Auszubildenden in den letzten zehn 
Jahren um 500 000 gestiegen ist, obwohl 
die Gesamtzahl der Beschäftigten in der 
Wirtschaft   um   750 000   gesunken   ist. 
Trotzdem bleibt es wichtig, die Wirtschaft 
ebenso wie die öffentliche Hand deutlich 
darauf hinzuweisen, in ihren Ausbildungs- 
bemühungen auch in den nächsten Jahren 
nicht nachzulassen. Auch wenn die End- 
phase dieser Belastung jetzt in Sicht ist, 
ist sie aber noch nicht voll durchschritten. 

Die vorübergehenden Engpässe auf dem 
Ausbildungsstellenmarkt    dürfen    insge- 
samt auch nicht den Blick für die längerfri- 
stigen Aufgaben und Chancen dualer Bil- 
dung verstellen. Das duale Ausbildungs- 
system wird auch in Zukunft am besten in 
der Lage sein, auf strukturelle Verände- 
rungen im Bildungs- und Beschäftigungs- 
system flexibel zu reagieren. So ist es bei- 
spielsweise schon in naher Zukunft not- 
wendig, einer Vielzahl von Abiturienten, 
die   wegen    schlechter   Berufschancen 
nicht studieren wollen, entsprechende be- 
rufliche   Qualifizierungsmöglichkeiten   in 
der Wirtschaft anzubieten. Daneben stellt 
auch die Versorgung der nach wie vor viel 
zu großen Zahl von Schulabgängern ohne 
Abschluß das duale System vor besonde- 
re Herausforderungen. Deshalb sollten al- 
le Verantwortlichen ihren Beitrag zum Er- 
halt, zum Ausbau und zur weiten Diffe- 
renzierung   des   dualen   Ausbildungssy- 
stems leisten. 
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ENTSORGUNG 

Lösungen auf die 
lange Bank geschoben 
Jahrelange Unentschlossenheit und 
eine Kette von Fehleinschätzungen 
der SPD/FDP-Bundesregierung ha- 
ben in der Bevölkerung den Eindruck 
von einer völlig desolaten Lage bei 
der Entsorgung nuklearer Abfälle 
entstehen lassen. Die Bereitstellung 
endgültiger Lagerstätten für radioak- 
tive Abfälle ist jedoch eine wichtige 
Voraussetzung für den weiteren Aus- 
bau und die weitere Nutzung der 
Kernenergie und der Isotopenan- 
wendung. 

Es ist bedauerlich, daß die Antwort der 
Bundesregierung auf die Große Anfra- 

ge der CDU/CSU-Fraktion aufzeigt, daß 
die Bundesregierung nur halbherzig tätig 
wurde und weit hinter den Erwartungen 
des Beschlusses der Regierungschefs 
von Bund und Ländern vom 28. Septem- 
ber 1979 zur Entsorgung der Kraftwerke 
zurückgeblieben ist. Sie schaffte es ein- 
fach nicht, die dringenden Entsorgungs- 
fragen mit dem erforderlichen Nachdruck 
anzugehen, stellt MdB Paul Gerlach fest. 
Der Endlagerung kommt im Zuge der ver- 
schiedenen Maßnahmen der Entsorgung 
entscheidende Bedeutung zu. Wir regi- 
strieren hier noch immer das schwächste 
Glied in der Entsorgungskette. Wenn auf 
diesem Gebiet in den nächsten Jahren 
keine deutlichen Fortschritte erzielt wer- 
den, dann besteht die große Gefahr, daß 
die Kernkraftwerke abgeschaltet werden 
müssen. In einer ganzen Reihe von Bun- 
desländern würde damit ein wesentlicher 
Anteil der Stromerzeugung nicht mehr 
verfügbar sein. Die Lichter werden dann 
zwar nicht sofort ausgehen — es gibt ja 
auf   teuerer   Brennstoffbasis   arbeitende 

Reservekraftwerke —, aber die Stromver- 
knappung, die hohen Kosten für Ersatz- 
strombeschaffung und die nachteilige0 

Auswirkungen des darauf folgenden Zu- 
sammenbruchs der kerntechnischen Indu- 
strie würden der Gesamtwirtschaft erheb- 
lichen Schaden zufügen. 
Während der Bund säumig ist, dürfen wir 
mit Genugtuung auf die Bereitschaft der 
Länder zur Aufnahme kerntechnischer An- 
lagen hinweisen. Natürlich hängt diese Be- 
reitschaft zwangsläufig davon ab, daß der 
Bund für die zügige Einrichtung eines 
Bundesendlagers für radioaktive Abfälle 
sorgt, wie es seine Pflicht ist. Nach § 9a 

Abs. 3 Atomgesetz hat der Bund Anlagen 
zur Sicherstellung und zur Endlagerung 
radioaktiver Abfälle einzurichten. Er ist der 
verantwortliche Errichter und Betreiber 
von Endlagern für radioaktive Abfälle. Und 
was die Bundesregierung bisher getan 
oder besser nicht getan hat, zeugt nicht 
gerade von hohem Verantwortungsbe- 
wußtsein. Nur allzulange hat die Bundes- 
regierung die Erschließung eines Endla- 
gers für die radioaktiven Abfälle auf die 
lange Bank geschoben. 
Hinter einem Nebelvorhang von Zahlen 
und Scheinaktivitäten versucht die Bun^ 
desregierung die Tatsache zu ver^ 
schieiern, daß sie bei der Lösung des Pr°^ 
blems der Endlagerung in den letzten Ja*1" 
ren keinerlei Fortschritte erreicht ha- 
Eher müssen wir heute von einem RücK' 
schritt sprechen, denn vor fünf Jahren 
stand immerhin noch Asse II zur VerfU' 
gung, während wir heute überhaupt keine 

Möglichkeit zur Endlagerung haben. 

Natürlich ist die Mitwirkung der Lände 
insbesondere in der Standortfrage lü 

Endlager notwendig. Sie haben ihre M' * 
Verantwortung nie bestritten, erwarten ]e 

doch von der Bundesregierung, daß s' 
die mit den Ländern getroffenen Verein*)* 
rungen einhält. Die Skepsis der Bunde ' 
länder ist berechtigt. 
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KOALITION 

Taschenspielertricks 
J>n SPD und FDP 
^no HF e,nmal blttet d,e Bundesregie- 
•^itei k,elnen Man" zur Kasse. Die Fl- 
9fam 9 des Beschäftigungspro- 
MenJ"s ,8t kraß unsozial. Die geplante 

Linie A rtSteuererhonun9 trifft ,n erster 

r©jch Arbe'tnehmer, Rentner und kinder- 
KIM® Familien. Einer Familie mit drei 
*ünfl       

werden   durch   Kindergeldkür- 
BOoTj1? Wehrwertsteuererhöhung rund 
gen"       pro Janr aus der Tasche gezo- 

9famrrfen Folgen des Beschäftigungspro- 
akti0n 

S der Bundesregierung und zur Re- 
ligion aUf die Siebenpunkteoffensive der 
sit2e 

erklärten der stellvertretende Vor- 
steiiver? 

der CDU, Norbert Blüm, und der 
C$U-R ende Vorsitzende der CDU/ 
(Reni J£destagsfraktion, Adolf Müller 
dem RQ fld)" u- a-: Von dieser Politik auf 
*ie|| Sch der kleinen Leute und Man- 
sche A      chen so" nun durch polemi- 
benPunk?nffe auf die Union und ihr Sie" 
Urri Mißw pr?gramm abgelenkt werden. 
1. ö      erständnissen vorzubeugen: 
beim Ar-h^900, nach denen die Union 

6insParp engeld 500 Mi|li°nen DM 
Pr°9ramn W°"e' sind falsch- lm Unions- 
Vor> kein ~0m 10- Februar 1982 steht da- 
Dan e,ne Silbe. 

^e9en h 
*°Peratj0 

at d'e Bundesregierung in der 
fUn9 um ° 82" die Arbeitslosenunterstüt- 
kQr2t      njnd eine halbe Milliarde DM ge- 

^ R 

f'ebenDun? auch' daß die Union in ihrem 
n9  im  k 

epr°9ramm die Lohnfortzah- 
stene      Krankheitsfälle  zur  Disposition 

est2 •Jsteii 
ter$chrjfted

en iSt: Niemand kann ohne Un- 
es Arztes länger krankfeiern. 

3. Die Union hat nicht beschlossen zu 
prüfen, ob eine Verkürzung der Lebensar- 
beitszeit erfolgen soll, sondern wie eine 
Verkürzung der Lebensarbeitszeit als An- 
gebot verwirklicht werden kann. 

In diesem Zusammenhang erklärte zur 
Diskussion über die Kürzung des Ta- 
schengeldes für Heimbewohner der Vor- 
sitzende der Arbeitsgruppe Jugend, Fami- 
lie und Gesundheit der CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion Hermann Kroll-Schlüter: 
Die SPD wirft der CDU/CSU vor, sie sei für 
die Kürzung des Taschengeldes für Heim- 
bewohner verantwortlich. 

Die politische Wahrheit dagegen ist, daß 
sich die Union der totalen Streichung des 
Zusatztaschengeldes mit Erfolg wider- 
setzt hat. Und wahr ist auch, daß, wenn 
SPD und FDP den Vorschlägen der Union 
gefolgt wären (Kürzung des Schüler-BA- 
FÖG), schmerzhafte Kürzungen im Sozial- 
hilfebereich hätten vermieden werden 
können. 

Die SPD vertritt seit langem die wie immer 
leistungsfeindliche Auffassung, daß dieje- 
nigen, die zur Finanzierung des Heim- 
aufenthaltes eigene Leistungen einbrin- 
gen, denen gleichgestellt werden sollen, 
die ihren Heimaufenthalt ausschließlich 
aus der Sozialhilfe bezahlen. 

Hamburger Judos 
trennen sich von FDP 
Die Hamburger Jungdemokraten haben 
beschlossen, sich von der FDP zu tren- 
nen. Für einen entsprechenden Antrag 
entschieden sich rund zwei Drittel der De- 
legierten auf einer Landesversammlung. 
Die Judos wollen jetzt einen „radikalde- 
mokratischen, parteiunabhängigen Ju- 
gendverband" weiterführen. 

Zur Begründung dieses Beschlusses führ- 
ten Sprecher der Jungdemokraten an, es 
habe sich in den vergangenen Jahren end- 
gültig gezeigt, daß die von den Judos an- 
gestrebte Politik in der FDP nicht durch- 
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zusetzen sei. Auch die Stützung der so- 
zial-liberalen Koalition in Bonn sei kein Ar- 
gument mehr, „weil alle Voraussetzungen 
einer Auflösung des Regierungsbündnis- 
ses bereits gegeben und ihr Vollzug nur 
noch eine Frage des geeigneten Anlasses 
und des richtigen Zeitpunktes ist". 

„Würde Ihnen das Leben 
mit 90 Mark Taschengeld 
Spaß machen?" 
„Herr Bundeskanzler, würde Ihnen das Le- 
ben mit 90 Mark Taschengeld im Monat 
noch Spaß machen?" Verzweifelt schilder- 
ten betagte Damen und Herren aus Alten- 
heimen der SPD-nahen Arbeiterwohlfahrt 
in Essen Helmut Schmidt ihre Not, weil 
durch die Sparbeschlüsse der Regierung 
ihre Taschengelder von 156 auf spärliche 
90 Mark ab 1. April 1982 gekürzt werden 
sollen, so berichtete die „Kölnische Rund- 
schau". 
In seiner Grundsatzrede vor dem nieder- 
rheinischen SPD-Bezirksparteitag hatte 
Schmidt erklärt: „Nachher werde ich mit 
den Senioren und Seniorinnen sprechen." 
Radioreporter des WDR wurden zu der 
Unterredung mit ihren Mikrofonen jedoch 
nicht zugelassen. Das verbot der Kanzler 
ausdrücklich. Ein WDR-Reporter mutmaß- 
te offensichtlich zu Recht, die Unterre- 
dung sei Schmidt „höchst unangenehm" 
gewesen. 

Coppik lädt zum Forum ein 
Die Gründung einer neuen Partei links der 
SPD tritt offenbar in ein entscheidendes 
Stadium. Der aus der SPD ausgetretene 
Bundestagsabgeordnete Coppik hat zu- 
sammen mit dem aus der SPD ausge- 
schlossenen Bundestagsabgeordneten 
Hansen und weiteren acht Unterzeichnern 
zu einem „Forum demokratischer Soziali- 
sten" am 20. März in Recklinghausen auf- 
gerufen. 

Eppler droht Kanzler 
mit Kampfabstimmung 
Die Gegner des NATO-Doppelbesch1^ 
ses in der SPD wollen offensichtlich o0,^ 
schon auf dem  Münchner Parteitag 
April  eine Sachentscheidung zur Pj« 
der Nachrüstung erzwingen. Ihr Wort" 
rer, Präsidiumsmitglied Erhard Epplen ^ 
klärte in einem dpa-lnterview, es werd6. 
einer „Kampfabstimmung" auf dem Pa jj, 
tag  kommen, falls der  sicherheitsp0^f, 
sehe   Leitantrag   des   SPD-Bundes^, 
stands nicht um die Forderung naC%- 
nem Stationierungsstopp für atomare 
telstreckenraketen während der arne   , 
nisch-sowjetischen    AbrüstungsverHa 

lungen in Genf ergänzt wird. 

Spione in Bonner 
Ost-Botschaften 
Die CDU/CSU hat die Bundesregief' 
aufgefordert, den Spionen in den ®\fi 
Ost-Botschaften mehr Aufmerksam^1 

f widmen. In einer in Bonn veröffent''^ 
„Kleinen Anfrage" erkundigte sie sic   u 
gleich danach, was die Spionage3" ^r 
bisher auf diesem Gebiet unternof11 

h3be- h d** Die Opposition geht offensichtlich ° ^ 
aus, daß es den Sicherheitsbehörde j, 
ben den normalen Aufgaben an a iö 

chenden Kapazitäten fehlt, um den .,. 
nen in den sogenannten „legalen Res ^ 
turen" auf den Fersen zu bleiben-^ 
schließt dies unter anderem daraus, ^ 
anderen westlichen Staaten immer * J 
„amtliche Spione" aus dem Osten en ^ 
und ausgewiesen werden, „bei uns^ 
man dergleichen praktisch nie". $ 
der innenpolitische OppositionssP $ 
Carl-Dieter Spranger. Da man nie «• 
nehmen könne, daß die Sicherhejts ^ 
den völlig im dunkeln tappten, muss j 
vermuten, daß die Bundesregierung ^ 
gen ihrer Entspannungspolitik re- 
chen Spionen nichts wissen wolle- 

1 
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SPORT 

Neue Wege zur Förderung 
des Spitzen- und Leistungssports 
fentnnuespannte Situation der öf- 
ren ? o n Hausna,te wlrd dazu füh- 
Öauß     aucn der Spitzensport auf 
höher nlCht mit elner kontinuierlich 
Hs [J?n Förderung rechnen kann. 
werrt

USSen Überlegungen angestellt 
den u\Wle der Spitzensport mit 
^ÖOML     denen Mltte,n künftig 
karm k!st w'rksam gefördert werden 
»Wt,D,eCDu,egt mit ihrem 

hierzu0."-papler erste überle9un9en 
vor. 

Akr d.'esem Anlaß erklärte Generalse- 
konfer 

Heiner Geißler auf einer Presse- 
st, h ®nz in Bonn: In den letzten 15 Jah- 
in ^u   en d'e Organisationen des Sports 
,erneind 

mung mit Bund, Ländern und 
Und pj ~en eine v'elzahl von Maßnahmen 
stung nrichtungen zur Förderung des Lei- 
in denSQ0rtS 9eschaffen. Trotzdem wird 
Öffem|.

Sportverbänden, und auch in der 
Stunqen Kr'tik laüt' weil 9rößere Lei" 
Aber M Und Erfolge erwartet werden, 
nicht nuedai"en und Meisterschaften sind 
forerun 6'ne Frage der finanziellen Sport- 
lern* t 

lm Vordergrund steht das En- 
lers. Fö

n^ des einzelnen Leistungssport- 
v°r allem6rUng des sPitzensports heißt 
Mer)s"u

m' das Engagement bei jungen 
1 zu wecken schaft|jcu" *u wecken und das gesell- 

staiten p Umfeld entsprechend zu ge- 
ne Wicht- lnanziel|e Förderung ist dabei ei- 
Die CDl

,9e' aber flankierende Maßnahme. 

'ern Untphat 2usamrr,en mit aktiven Sport- 
der2eit. 

rsucht, wo die Mängel in dem 
Und WeS? Sportforderungssystem liegen 
tlJati0n ». Mög'ichkeiten es gibt, die Si- 

2U verbessern. 

O Bildung und Erziehung müssen wieder 
stärker Werte wie Fleiß, Beharrlichkeit, 
Leistungsbereitschaft, Pflichtbewußtsein 
und Gemeinsinn berücksichtigen. Gerade 
diese Werte werden im Leistungssport 
besonders erlebt und eingeübt. 

Q In allen Schul- und Ausbildungsberei- 
chen ist das Fach Sport anzubieten. We- 
sentlich verbessert werden soll die Ko- 
operation Schule und Verein; Vorausset- 
zungen hierfür sind u. a.: 
— Die Ausbildung der Lehrer und Erzie- 
her ist so zu gestalten, daß sportliche An- 
gebote in allen Bildungsbereichen ge- 
währleistet sind. 
— Die Sportlehrerausbildung ist so zu 
konzipieren, daß Lehrer zumindest in den 
Schulsportarten, in denen sie selbst eine 
Ausbildung aufweisen, in der Lage sind, 
Talente zu erkennen und bezüglich einer 
gezielten Förderung zu beraten. 
— Bei der Einstellung und Ortszuweisung 
von Sportlehrern soll neben den vorrangi- 
gen schulischen Bedürfnissen auch ihr 
Engagement im außerschulischen Sport 
(Verein) mitberücksichtigt werden. 

Q Um die regelmäßige sportmedizinische 
Betreuung und Begleitung am Trainings- 
ort zu gewährleisten, sollten die medizini- 
schen Probleme des Sports stärker als 
bisher Bestandteil der örtlichen Ausbil- 
dung werden. Die CDU fordert, daß Sport- 
medizin Bestandteil der Approbationsord- 
nung wird. Darüber hinaus sollten Mög- 
lichkeiten der Spezialisierung von Sport- 
ärzten für die Bedürfnisse des Hochlei- 
stungssports geschaffen werden. 
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0 Das geltende Wirtschaftssteuerrecht 
begünstigt die Finanzierung des Sports 
über die Werbung. Dies führt oft zu nega- 
tiven Begleiterscheinungen. Um Sportför- 
dermittel aus der Wirtschaft der allgemei- 
nen Förderung des Leistungssports zu- 
gänglich zu machen, sollten Anreize ge- 
schaffen werden: 
Dazu zählen die Änderung der Höchst- 
grenze bei der Spendenabzugsfähigkeit 
und besondere öffentliche Auszeichnun- 
gen für Förderer des Sports. 

0 Sportverbände, öffentliche Hand und 
Organisationen der Wirtschaft und der 
Gewerkschaften müssen zu einer wirksa- 
men Form der Zusammenarbeit finden. 
Die gegenseitigen Interessen und Ziele 
sind so zu formulieren und abzustimmen, 
daß es zu einem unserer Gesellschaft ent- 
sprechenden System der Sportförderung 
durch Einbindung aller betroffenen gesell- 
schaftlichen Kräfte kommt. 

0 Die staatliche Förderung des Lei- 
stungssports ist weiterhin an den Grund- 
sätzen des Subsidiaritätsprinzips auszu- 
richten. Unabhängig von der hohen ehren- 
amtlich erbrachten Eigenleistung des 
Sports ist im Interesse seiner Autonomie 
der Eigenanteil so zu verbessern, daß die 
verbandliche Leistungsförderung nicht al- 
lein von staatlicher Zuwendung abhängt. 
Die Solidarität der Sportler und Verbände 
untereinander könnte eine solide Grundla- 
ge sein. 

0 Es sollte außerdem geprüft werden, in- 
wieweit die Bundesmittel für zentrale Maß- 
nahmen im Spitzensport dem Deutschen 
Sportbund gemäß § 44 Bundeshaushalts- 
ordnung nach festzulegenden Kriterien für 
einzelne Zuwendungsbereiche unmittel- 
bar zur Bewirtschaftung übertragen wer- 
den können; dieses Verfahren könnte die 
mittelbare Einwirkung staatlicher Bürokra- 
tien auf Maßnahmen des Sports verrin- 
gern, und der Sport könnte durch eigene 
Prioritätensetzung seine Anpassungsfä- 
higkeit verbessern, ohne jedoch seine Bü- 
rokratie zu vergrößern. 

STICHWORT 

Asylrecht: 
„Politisch Verfolgte genießen Asylretf, 
heißt es lapidar in Art. 16 Abs. 2 Satz 
Grundgesetz.    Die    Aufnahme    die* 
Rechts in den  Grundrechtskatalog ö 

Grundgesetzes durch den  Verfasst 
geber war auch ein Ergebnis der teidy/c» 
Erfahrungen vieler Deutscher, die vor ° 
Verfolgungen  der nationalsozialistisch . 
Diktatur im Ausland Schutz fanden u * 
nur dadurch überlebt haben. Art. 16 **, 
verbürgt einen gerichtlich nachprüfbar 
Rechtsanspruch auf Asylgewährung- ** 
zige Voraussetzung für den AsylansprLl 

ist eine politische Verfolgung des Asr 
chenden. 

Der politisch Verfolgte darf nicht an   j 
Grenze   zurückgewiesen   werden,   % 
nicht in einen möglichen  Verfolg01*.„ 
abgeschoben werden und muß 9run^SL^- 
lieh die Voraussetzung für ein mensc* 
würdiges Dasein gewährt erhalten.       . 
In Erfüllung dieser Verpflichtung nab0n 

den vergangenen Jahrzehnten Z0^^- 
sende politisch Verfolgter in der Bü° J> 
republik Deutschland eine neue riß' 
gefunden. ., 
Die Zahl der Asylbewerber in der Bü° $ 
republik Deutschland ist in den I0" J. 

Jahren sprunghaft angestiegen. Es >s ^ 
fenkundig, daß viele Ausländer nicht . 
gen politischer Verfolgung, sondert ^ 
anderen, vor allem wirtschaftlichen & Q, 
den, um Asyl nachsuchen. Durch d'0~j 
ße Zahl Asylsuchender dauern die ^ 
verfahren oftmals unerträglich tahQ0 j 
ihren Vorschlägen zur Änderung des ^ 
Verfahrens geht es der CDU nicht uffl j[y 

Einschränkung, sondern um eine V*p} 
derung des Mißbrauchs des AsylrecH«. 
Lasten der tatsächlich politisch V0p 

ten. 
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FRIEDENSSICHERUNG 

?PD-Entwurf zur Friedenserziehung 
ln den Schulen nicht tragbar 
und^f rnachlässigung von Freiheit 

C$n o nscnenwürde nat dle CDU/ 

sch,. „Undestagsfraktion an der Be- 
UIIH    mpfenlun8 der SPD-regierten 
Hess   Nordrhe»n-Westfalen und 
Schjien 2ur..Fr'edenserziehung in der 

^ettt Und Menschenwürde seien die 

Sehnt den Grundwerte- zu deren 
So afR

der Staat ethisch verpflichtet sei. 
Marku G Sich der CDU-Abgeordnete 
^röft Ber9er (Lahnstein) anläßlich der 
sejn 

ent,'chung einer Kleinen Anfrage 
SchluR akt'on zu der genannten Be- 
konfe 

emPfehlung an die Kultusminister- 

Öie ij. 
Über 

0n gab in dieser Anfrage ihrer 
f:riede

eU9un9 Ausdruck, daß wirklicher 
Urn e;n 

nur dann bestehe, wenn es sich 
t'gkeith Frieden in Freiheit und Gerech- 
hunq 

handele. Die unübersehbare Bedro- 

he be er Werte durch totalitare syste" 
Verteic

9ründe erst die Notwendigkeit der 
Und so9Un9 des e'9enen freiheitlichen 
Verta 

2,alen Rechtsstaates, der in den 
be$chri ?9en des Bundes und der Länder 

C:b:nsei-. 
°nsabQ 

S0 d'e Forderungen der Uni- 
*Ur Verte0rdneten — müsse die Erziehung 
Cher Be!tdl9Un9 der Freiheit ein wesentli- 
der Sch idteil der Friedenserziehung in 
Wefde i Sein- Dieser Freiheitsgedanke 
nicht   'n dem SPD-Entwurf bei weitem 
SF5D^ntlSreiChend   berücksichtigt.   Der 
JrucK al    rf erwecke vielmehr den Ein- 
eit nwwSei wirk'icher Frieden ohne Frei- 

lich. 

„Wer den Hirtenbrief der polnischen Bi- 
schöfe zum Thema Frieden gelesen hat", 
so Markus Berger, „weiß, daß eine Erzie- 
hung zum Frieden die Vermittlung freiheit- 
lichen Gedankenguts einschließen muß." 
Es dürfe nicht nur über Resignation, Ohn- 
machtsgefühle und Aggressionen bei dem 
Heranwachsenden gesprochen werden. 
Vielmehr müßten zugleich auch die Lei- 
stungen unseres freiheitlichen und sozia- 
len Staates, seine Verteidigungswürdig- 
keit und -notwendigkeit behandelt wer- 
den. 
Wenn aber, wie in dem SPD-Entwurf ge- 
fordert, keine Form der Friedensbemü- 
hungen von vornherein als die richtige de- 
klariert werden dürfe, und wenn man es — 
wie die Autoren des genannten Entwurfs 
— auch nicht für notwendig halte, den 
Schutz der Würde des Menschen, der im 
Artikel 1 des Grundgesetzes verpflichtend 
vorgeschrieben sei, auch nur mit einem 
Wort zu erwähnen, dann werde damit in 
einer Wertbeliebigkeit erzogen, die dem 
Verfassungsauftrag nicht gerecht werde. 
So entspricht etwa die in dem Entwurf be- 
schriebene Gleichrangigkeit des gesetzli- 
chen Wehrdienstes und der Verweigerung 
des Kriegsdienstes mit der Waffe nicht 
der Verfassung. Vielmehr ist die Kriegs- 
dienstverweigerung eine „vom Grundge- 
setz als Ausnahme gewollte Schutzbe- 
stimmung", während das „Grundgesetz 
als Regel die allgemeine Wehrpflicht vor- 
sieht", wie in der Unions-Anfrage aus ei- 
nem Brief Helmut Schmidts an den ehe- 
maligen Vorsitzenden der GEW, Frister, zi- 
tiert wird. 



Helmut Kohl legt Sieben-Punkte-Offensive der CDU vor 

Arbeit für alle: Ja 
Steuererhöhung: Nein 
Die Lage auf dem Arbeitsmarkt hat sich 
dramatisch verschlechtert: Fast zwei 
Millionen Arbeitslose, 600.000 mehr als 
vor einem Jahr. 

In dieser schwierigen Situation unseres 
Landes will die SPD/FDP-Koalition 
schon wieder die Steuern erhöhen - 
diesmal die Mehrwertsteuer. Diese 
Steuererhöhung bremst die Wirtschaft, 
ist unsozial und erschwert vernünftige 
Lohn- und Gehaltsabschlüsse. Die 
Erhöhung der Mehrwertsteuer findet 
deshalb nicht die Zustimmung der 
CDU/CSU. 

Die CDU will Arbeit für alle. Das ist 
nicht zu schaffen durch das 
Strohfeuer-Programm von SPD/FDP. 

Und so läuft unsere 
Sieben-Punkte-Offensive für eine neue 
Wirtschafts- und Beschäftigungspolitik: 

1. Runter mit der 
Staatsverschuldung. Den Haushalt in 
Ordnung bringen. 
Und zwar durch weniger Staatsausgaben. 
Dann gehen auch die Zinsen runter. 
Niedrige Zinsen kurbeln die Wirtschaft 
an. 

2. Mehr private und öffentliche 
Investitionen sind der Schlüssel für 

neue Arbeitsplätze. 
Das wichtigste für unsere Unternehme11 

ist: weniger Kosten und mehr eigenes 
Kapital. Deshalb weniger Bürokratie u«> 
weniger Steuern. Das schaffen wir aber 
nur, wenn die Staatsfinanzen wieder i" 
Ordnung sind. 

Auch der Staat muß seinen Beitrag 
leisten: Vorrang für öffentliche 
Investitionen, die Arbeitsplätze schaffe 
z.B. Wohnungsbau, Ausbau der 
Verkehrswege und 
Umweltschutzmaßnahmen. 

3. Wer sich selbständig macht,       a, 
schafft Arbeitsplätze - wir helfen J' 
Dazu zählen Hilfen zur Aufbringung d 

notwendigen Risikokapitals und 
Sofort-Abschreibungen sowie 
Ansparmodelle zur Existenzgründung 
entsprechend dem Bausparmodell. 

4. Mehr Wohnungen bauen. 
Bauen schafft Arbeitsplätze und zieht 
weitere Aufträge in anderen 
wirtschaftlichen Bereichen, z.B. bei der 
Textil- und Möbelindustrie nach sich- 
Das Wohnungsbaupolitische Program 



del- n ^ sowie drei Gesetzesinitiativen 
r Union vom Mai 1981 kurbeln die 

Wirtschaft an. 

f0£
en technischen Fortschritt 

Offpbrauchen eine technologische 
mori^6, um den Anschluß an die 
Entv? ltn wirtschaftlichen 
liegt 

lcklungen nicht zu verpassen. Hier 

aufbri    r Ge,d auf Abruf' als der Staat->e 
^en kann. 

U 
-^erprogramm: 
Kerni'8er Bau v°n Kohle- und 
Kraftwerken 
EnPr!Ierentwicklung umweltfreundlicher 
-Auft!etechniken 
verhinHrUng des Verkabelungsstops und 

•naiiche Pläne der Bundespost 
6. Ali-     .. 
Arbeitmussen mitmachen - auch 
Ein pj      er und Gewerkschaften. r°zent mehr Lohn und Gehalt 

macht fast 8 Milliarden DM. Wir 
appellieren an die Tarifpartner: lieber 
jetzt etwas weniger Lohn und dafür 
sichere Arbeitsplätze. 

Die CDU macht einen guten Vorschlag: 
Sorgt bei den Tarifverhandlungen dafür, 
daß die Arbeitnehmer am Kapital ihrer 
Betriebe beteiligt werden. 

7. Neue Ideen öffnen den 
Arbeitsmarkt. 
Die Union fordert private und öffentliche 
Arbeitgeber auf, mehr 
Teilzeitarbeitsplätze, auch durch 
Arbeitsplatzteilung (job-sharing), 
anzubieten. 

Wir werden prüfen, wie eine Verkürzung 
der Lebensarbeitszeit ohne zusätzliche 
Belastungen der Beitragszahler und der 
Rentenversicherung durch die 
Tarifparteien als Angebot an ältere 
Arbeitnehmer vereinbart werden kann. 

as alles ist zu schaffen, wenn unser Land mit einer 
neuen Regierung einen neuen Anfang macht. 

CDU 
1"' oSü* CDU „ 

""" 5*)0Boon,   ,„ 

i sicher 
sozial 
undfrei 
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ZITAT 

Sondersteuer für 
Rentner 
Die Rentenversicherung wird vom Bund 
immer wieder als Reservekasse miß- 
braucht. 1981 wurde der staatliche Zu- 
schuß um 3,5 Milliarden DM gekürzt. 1982 
und 1983 wird der Beitrag um einen hal- 
ben Prozentpunkt herabgesetzt, um den 
Beitrag der Arbeitslosenversicherung um 
einen ganzen Prozentpunkt erhöhen zu 
können. Der Bund spart damit in drei Jah- 
ren mehr als 15 Milliarden DM; der Ren- 
tenversicherung gehen mehr als 10 Milliar- 
den DM verloren. Ihre Finanzen sind damit 
selbst mittelfristig nicht mehr seriös zu 

Nun soll von 1984 an den Rentnern ein 
Krankenversicherungsbeitrag von einem 
Prozent abverlangt werden, der dann 
schrittweise bis auf sechs Prozent ange- 
hoben werden dürfte. Ursprünglich war 
dies ein Plan für die nächste Legislaturpe- 
riode, der darauf zielte, den Rentenan- 
stieg zu bremsen und die Rentenfinanzen 
bis in die neunziger Jahre hinein zu si- 
chern. Aber das gilt nun nicht mehr. 

Der Rentnerbeitrag soll nämlich 1& 
Matthöfer zugute kommen, der den BW 
deszuschuß abermals kürzen darf. 0e 

„ Krankenversicherungsbeitrag" entpupp* 
sich damit als eine Sondersteuer, als &! 
Notopfer der Rentner für den Bund. & 
Regierung betreibt wieder einmal Etikß1 

tenschwindel und Flickschusterei. 

Ehrenberg will daher für die Rentenkasse 

andere Finanzquellen erschließen. So so*' 
len 1983 zum zweiten Mal die AusW 
dungsausfallzeiten abgewertet werde» 
nun auf 75 Prozent der Durchschnitts^'. 
dienste. Der Wert dieser die Renten st& 
gernden beitragslosen Zeiten würde darf 
in der Regel insgesamt mehr als halbie"1 

und zwar auch rückwirkend. Dies wäre & 
weiterer Schritt zur Nivellierung der ßw 
ten. Mit dem Vertrauen der Bürger in oe 

Bestand wohlerworbener Rechte wü(0 
Schindluder getrieben. Aber was kümtf* 
das Ehrenberg? Das Karlsruher Vena 

sungsgehcht hat ihm erst kürzlich fre' 
Hand gegeben, und ihn selber und sein 
beamteten Spitzenberater, die Ausbl 

dungszeiten zum Höchstgehalt angerecn 

net erhalten, trifft das nicht. MerW 
Gleichmacherei ist ein hehres Prinzip, s 

lange es andere trifft. 

Frankfurter Allgemeine Zeltung, 15.2.1*6* 
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